
	 Beiträge aus der Statistik	 	 511	

Bayern in Zahlen 11|2010

Die Lohnsteuerzerlegung als Clearingverfahren 
zur Korrektur der vereinnahmten Steuern 

Das Aufkommen der Lohnsteuer (als Sonderform der Einkommensteuer) steht als Gemein-
schaftsteuer zu jeweils 42,5% dem Bund und den Ländern sowie zu 15% den Kommunen 
zu. Der Anteil eines Bundeslandes und seiner Kommunen richtet sich dabei nach den Lohn-
steuerzahlungen der Bewohner. Nicht immer führen die Arbeitgeber die Lohnsteuer aber am 
Hauptwohnsitz des Arbeitnehmers ab. Damit diese Steuerbeträge dennoch dem berech-
tigten Wohnsitzland zufließen, prüfen die Statistischen Landesämter alle Lohnsteuerkarten 
und elektronischen -bescheinigungen im Verfahren der Lohnsteuerzerlegung auf ihre regio-
nale Zuordnung. Aus den Zerlegungsfällen errechnen die Landesämter schließlich die Aus-
gleichsansprüche ihres Landes gegenüber den anderen Bundesländern. Die Ergebnisse 
der Lohnsteuerzerlegung bilden dann die Grundlage für die Zerlegungsquoten, mit denen 
anhand des aktuellen Lohnsteueraufkommens die tatsächlichen Ausgleichszahlungen er-
mittelt werden. – Die in den Jahren 2009/2010 für den Feststellungszeitraum 2007 durchge-
führte Lohnsteuerzerlegung war die erste, deren Ergebnisse nur auf das Lohnsteueraufkom-
men eines Jahres angewendet wurden. Bislang waren die Zerlegungsergebnisse wegen 
des hohen manuellen Aufwands der Lohnsteuerzerlegung für drei Jahre maßgeblich. – Für 
2007 wurden vom Bayerischen Landesamt für Statistik und Datenverarbeitung ca. 7,6 Milli-
onen Arbeitsverhältnisse aus dem ElsterLohn-Verfahren und 169 000 Lohnsteuerkarten ge-
prüft. Dabei ermittelte das Landesamt rund 900 000 Zerlegungsfälle mit einem Zerlegungs-
betrag von rund 5 Milliarden Euro, die nicht an das Wohnsitzland Bayern geflossen sind und 
die vom Freistaat von den anderen Bundesländern „zurückgefordert“ wurden. Im Gegen-
zug betrugen die Ausgleichsansprüche der anderen Bundesländer aufgrund der Lohnsteu-
erzerlegung 5,2 Milliarden Euro, so dass sich für den Freistaat für den Feststellungszeitraum 
ein negativer Saldo, sprich eine Belastung in Höhe von 238 Millionen Euro ergab. Drei Jah-
re zuvor zählte Bayern mit einem positiven Saldo von 462 Millionen Euro zu den „Einnah-
meländern.“

Dipl.-Geogr. Susanne Wilhelm, Dieter Hirsch

Einleitung

Steuern sind seit jeher eine der wichtigsten Einnah-

mequellen eines Staatswesens, damit dieses seinen 

hoheitlichen Aufgaben nachkommen kann. Im föde-

ralen System des deutschen Staates sind jeder Hie-

rarchieebene unter Berücksichtigung des Subsidiari-

tätsprinzips (Art. 23 Grundgesetz (GG)) spezifische 

Aufgaben zugeordnet. Zur Finanzierung dieser Auf-

gaben stehen den Gebietskörperschaften auf allen 

einzelnen Hierarchieebenen bestimmte Steuern in ih-

rer Gänze zu, z.B. die Branntwein-, Energie- oder Ta-

baksteuer dem Bund, die Kraftfahrzeug-, Erbschaft- 

oder Biersteuer den Ländern und die Gewerbe-, 

Grund- oder Hundesteuer den Kommunen. Darüber 

hinaus wird das Aufkommen aus den sogenannten 

Gemeinschaftsteuern im Rahmen des Finanzaus-

gleichs gemäß Art. 106 Abs. 3 Satz 2 und Abs. 5f. GG 

anteilsmäßig vertikal auf die drei Staatsebenen Bund, 

Länder und Kommunen sowie horizontal innerhalb 

der einzelnen Ebenen, also zwischen den Bundes-

ländern bzw. den Kommunen aufgeteilt. 

Zu den Gemeinschaftsteuern zählen in Deutschland 

die aufkommenstärksten Steuern, die für alle öffent-
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Steueraufkommen in Deutschland 2009 nach Art der Steuern
in Prozent

Umsatzsteuer

Lohnsteuer

Einfuhrumsatzsteuer

Veranlagte Einkommensteuer

Abgeltungsteuer
(einschl. ehemaliger Zinsabschlag)
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Gemeindesteuern
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lichen Haushalte daher auch die bedeutendsten Ein-

nahmequellen darstellen. Dazu gehören die Lohn- 

und Einkommensteuer, die Körperschaftsteuer und 

die Umsatzsteuer. Mit 25,8% oder 135,2 Milliarden 

Euro nimmt die Lohnsteuer, das ist der Teil der Ein-

kommensteuer, der monatlich von den Einkünften 

aus nichtselbständiger Arbeit direkt vom Arbeitge-

ber an die Finanzkasse abgeführt wird, auch im Jahr 

2009 neben der Umsatzsteuer den größten Anteil an 

allen kassenmäßigen Steuereinnahmen ein.

Als Teil der Einkommensteuer stehen 85% des Auf-

kommens aus der Lohnsteuer zunächst dem Bund 

und den Ländern jeweils zur Hälfte zu. Der übrige 

Teil von 15% wird an die Gemeinden verteilt. Maß-

geblich für diese Verteilung sind die jeweiligen Lohn-

steuerleistungen der jeweils mit Hauptwohnsitz ge-

meldeten Bewohner. 

Die horizontale Aufteilung des Länderanteils der 

Lohnsteuer auf die 16 Bundesländer erfolgt gemäß 

Art. 107 Abs. 1 Satz 1 GG zunächst nach dem ört-

lichen Aufkommen, das sind die in den Finanzäm-

tern der Länder vereinnahmten Steuern. Bei der 

Lohnsteuer kann das Verfahren der Steuererhebung 

jedoch nicht immer gewährleisten, dass die Lohn-

steuer auch dem tatsächlich berechtigten Land zu-

fließt, sprich dem Bundesland, in dem der Lohnsteu-

erpflichtige seinen Hauptwohnsitz unterhält. Daher 

wird im Zerlegungsgesetz die Ermittlung des Steu-

eraufkommens mit dem Verfahren der 

Lohnsteuerzerlegung präzisiert.

Verfahren

Maßgeblich für die Verteilung des 

Lohnsteueraufkommens ist nach § 7

Abs. 2 Zerlegungsgesetz (ZerlG) 

grundsätzlich der Wohnort des Steu-

erpflichtigen. Dabei kann es bei der 

Lohnsteuer insbesondere zu den fol-

genden Ausnahmen kommen:

•	Aus Vereinfachungsgründen wi-

ckeln insbesondere Großunterneh-

men mit mehreren Betriebsstätten 

ihre Lohnabrechnung und entspre-

chend die Lohnsteuerzahlungen 

zentral ab. Dies erfolgt meistens am 

Hauptsitz des Unternehmens und 
folglich nicht immer am Hauptwohnsitz des Arbeit-

nehmers.

•	Bei Pendlern, die nicht am Ort der Betriebsstätte 

wohnen, führen die Unternehmen die Lohnsteu-

erzahlungen an das für das Unternehmen zustän-

dige Betriebsstättenfinanzamt und damit nicht am 

Hauptwohnsitz des Arbeitnehmers ab. 

Die Lohnsteuerzerlegung stellt nun vor dem Hinter-

grund der Verteilungsgerechtigkeit eine Art Clearing-

verfahren dar, bei dem diese Lohnsteuerbeträge, die 

nicht an das Wohnsitzbundesland des Steuerzahlers 

geflossen sind, ermittelt werden. Art und Umfang 

der Lohnsteuerzerlegung regelt § 7 ZerlG, der die-

se hoheitliche Aufgabe den Statistischen Landesäm-

tern überträgt. 

Grundlage für die Lohnsteuerzerlegung in den Sta-

tistischen Landesämtern sind die Lohnsteuerkar-

ten und – mit Einführung des ElsterLohn-Verfahrens 

seit dem Feststellungszeitraum1 2004 – die elektro-

nischen Lohnsteuerbescheinigungen.

•	Die leeren bzw. ausgefüllten Lohnsteuerkarten 

werden von den Arbeitgebern oder -nehmern 

an die zuständige Gemeinde oder Finanzverwal-

tung übermittelt und von dort an die Statistischen 

Landesämter – also auch an das Bayerische Lan-

desamt für Statistik und Datenverarbeitung – zur 

Bearbeitung weitergeleitet. 

	 Im Landesamt werden nun die für die Lohnsteu-
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	 1	 Der Feststellungs-		
		  zeitraum ist das 		
		  Jahr, für das die 
		  Zerlegung durch-
		  zuführen ist.

Datenquelle: Statistisches Bundesamt



	 Beiträge aus der Statistik	 	 513	

Bayern in Zahlen 11|2010

Entwicklung der ElsterLohn-Daten
von 2004 bis 2007

Insgesamt

Veranlagte
Fälle

Offene
Fälle

0 1 2 3 4 5 6 7 8 Mill.

2004

2007

Arbeitsverhältnisse

erzerlegung relevanten Karten selektiert. Dabei 

wird anhand des auf der Karte angegebenen Be-

triebsstättenfinanzamtes für jeden Einzelfall mit 

Wohnsitz in Bayern überprüft, ob die Lohnsteu-

er an ein Finanzamt eines anderen Bundeslandes 

abgeführt wurde. 

	 Ist dies der Fall, werden die auf diesen Lohnsteuer-

karten aufgeführten, zerlegungsrelevanten Lohn-

steuerbeträge anschließend nach Einnahmelän-

dern summiert.

	 In den vergangenen Zerlegungsjahren wurden im 

Bayerischen Landesamt für Statistik und Daten-

verarbeitung bis zu 6 Millionen Lohnsteuerkarten 

je Feststellungszeitraum manuell gesichtet. De-

ren Zahl hat sich durch die Einführung von Elster-

Lohn mit dem Feststellungszeitraum 2004 auf 1,6 

Millionen und mit dem Feststellungszeitraum 2007 

weiter auf 169 000 Karten massiv reduziert. Von 

diesen Karten wurden im Feststellungszeitraum 

2007 172 Karten mit einem Zerlegungsbetrag von 

	 397 000 Euro als zerlegungsrelevant ermittelt 

(2004: 79 000 Karten, 348 Millionen Euro, 2001: 

559 000 Karten, 3,4 Milliarden Euro). 

•	Bei den elektronischen Lohnsteuerbescheini-

gungen werden die vom Arbeitgeber im Rahmen 

des ElsterLohn-Verfahrens übermittelten und für 

die Zerlegung maßgeblichen Daten zu den ein-

zelnen Arbeitsverhältnissen von der Finanzverwal-

tung den Statistischen Landesämtern elektronisch 

bereitgestellt. 

	 Die Daten werden dort im Rahmen von überwie-

gend EDV-gestützten Plausibilitätsabgleichen ein-

gehend auf ihre Korrektheit geprüft, ggf. bereinigt 

und anschließend die zerlegungsrelevanten Fäl-

le elektronisch selektiert und deren Lohnsteuer-

beträge nach Bundesländern summiert. Wie auch 

bei den Lohnsteuerkarten erfolgt die Bearbeitung 

unter strengen datenschutzrechtlichen Bedin-

gungen. 

	 Im Feststellungszeitraum 2004 wurden dem bay-

erischen Landesamt ca. 5,3 Millionen ElsterLohn-

Daten zu Arbeitsverhältnissen übermittelt, für den 

Zeitraum 2007 stieg deren Zahl bereits um 44% 

auf ca. 7,6 Millionen Arbeitsverhältnisse. Aus den 

ElsterLohn-Daten wurden im Zeitraum 2007 mit 

einem Zerlegungsbetrag von 5,0 Milliarden Euro 

894 616 Arbeitsverhältnisse in die Zerlegung ein-

Der Zerlegungsbetrag ergibt sich aus den 

Lohnsteuerbeträgen minus dem eventuell 

vom Arbeitgeber ausbezahlten Kindergeld. 

Seit dem Jahr 1996 wird gem. § 72 Einkom-

mensteuergesetz (EStG) Angehörigen des öf-

fentlichen Dienstes und Empfängern von Ver-

sorgungsbezügen das Kindergeld von ihrem 

Dienstherrn oder Arbeitgeber in seiner Eigen-

schaft als Familienkasse festgesetzt und mo-

natlich ausgezahlt. Die öffentlichen Arbeitge-

ber führen daher einen um das ausgezahlte 

Kindergeld verringerten Lohnsteuerbetrag an 

ihr Betriebsstättenfinanzamt ab. In Einzelfäl-

len wurde Kindergeld ausgezahlt, ohne dass 

einbehaltene Lohnsteuer anfiel. Im Rahmen 

der Lohnsteuerzerlegung kann daher auch 

nur der um das Kindergeld verringerte Lohn-

steuerbetrag berücksichtigt werden.

Durch die Angabe des ausgezahlten Kin-

dergeldes auf der Lohnsteuerkarte bzw. 

Übermittlung mit der elektronischen Lohn-

steuerbescheinigung lässt sich der zu be-

rücksichtigende Betrag recht zuverlässig er-

mitteln. In rund 40 000 Fällen wurde das von 

den Arbeitgebern ausgezahlte Kindergeld 

gesondert erfasst und beim Zerlegungser-

gebnis mit der ausgezahlten Lohnsteuer ver-

rechnet.

bezogen (2004: 3,9 Milliarden Euro, 673 029 Ar-

beitsverhältnisse).

	 Inzwischen wird das Verfahren ElsterLohn vom 

überwiegenden Teil der Arbeitgeber angewendet. 

Künftig wird es durch das umfassende Verfahren 

ELStAM erweitert. Damit ist es möglich, ganz auf 
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die papierene Lohnsteuerkarte zu verzichten, die 

im Jahr 2010 zum letzten Mal ausgestellt wird.2 

Aufgrund der stufenweisen Einführung des Verfah-

rens bei den Finanzämtern gilt die Lohnsteuerkar-

te 2010 allerdings auch noch für das Jahr 2011.

Ergebnisse der Lohnsteuerzerlegung 2007

Im Rahmen der Lohnsteuerzerlegung werden die 

zerlegungsrelevanten Lohnsteuerbeträge um das 

eventuell ausbezahlte Kindergeld bereinigt und in 

Form einer Ausgleichsrechnung nach Einnahmelän-

dern aufgelistet. Für den Feststellungszeitraum 

2007 waren deutschlandweit 37,6 Milliarden Euro 

an Lohnsteuerbeträgen zerlegungsrelevant (2004: 

31,8 Milliarden Euro). Den Beträgen lagen 2007 in 

Deutschland 7,8 Millionen Fälle (2004: 6,1 Millionen 

Fälle) zugrunde. Die hohen Steigerungsraten von 

2004 auf 2007 hängen noch immer mit der zuneh-

menden Etablierung von ElsterLohn zusammen, da 

erst mit dem Verfahren nichtveranlagte Lohnsteuer-

zahler weitgehend vollständig nachgewiesen wer-

den können. Bereits von 2001 auf 2004 wurden al-

lein für Bayern 1,1 Millionen Fälle und 3,9 Milliarden 

Euro mehr registriert.

Im Rahmen der Lohnsteuerzerlegung im Baye-

rischen Landesamt für Statistik und Datenverarbei-

tung wurden für den Feststellungszeitraum 2007 

insgesamt ca. 900 000 Fälle als zerlegungsrele-

vant festgestellt (2004: 752 000 Fälle). Die daraus 

resultierenden Ausgleichsansprüche des Freistaa-

tes Bayern an die anderen Bundesländer betrugen 

rund 5 Milliarden Euro, im Vergleich zur letzten Zer-

legung 2004 mit 4,3 Milliarden Euro ein Zuwachs um 

16,8%. Lediglich gegenüber Berlin verringerten sich 

die Ansprüche um 9%. Besonders hohe Ansprüche 

hatte Bayern, wie auch in Tabelle 1 ersichtlich, an 

seine Nachbarländer Baden-Württemberg und Hes-

sen sowie an Nordrhein-Westfalen. Auch wenn ge-

rade in den Nachbarländern (tages)pendlerbedingte 

Ausgleichsansprüche eine große Rolle spielen, dürf-

ten diese insgesamt überwiegend auf der zentralen 

Lohnabrechnung von Großunternehmen beruhen.

Im Gegenzug machten die anderen Bundesländer 

aufgrund der Lohnsteuerzerlegung des Feststel-

lungszeitraums 2007 5,2 Milliarden Euro gegenü-

ber dem Freistaat geltend. Im Vergleich zu 2004 mit 

3,8 Milliarden Euro stiegen die Ausgleichsverpflich-

tungen Bayerns damit um 37,2%. Besonders her-

vorzuheben sind sehr hohe Steigerungsraten sei-

tens der Bundesländer Berlin, Brandenburg, Hessen 

und Nordrhein-Westfalen. Die höchsten Ausgleichs-

forderungen kommen erwartungsgemäß von den 

Nachbarländern Baden-Württemberg und Hessen 

sowie aus Nordrhein-Westfalen. 

Werden die Ausgleichsansprüche und -verpflich-

tungen saldiert (siehe Abbildung 3), so steht Bay-

ern aus fünf Bundesländern ein Ausgleichsbetrag 

zu, und zwar aus den Nachbarländern Baden-Würt-

temberg und Hessen, aus Nordrhein-Westfalen und 

Bayerisches Landesamt
für Statistik und Datenverarbeitung

Ausgleichsbetrag
(Saldo Lohnsteuer
minus Kindergeld)

Ausgleichsbetrag
(Saldo Lohnsteuer
minus Kindergeld)

Euro Euro Fälle % Euro %

01 Schleswig-Holstein .................   10 484  64 149 870  7 468 47 673 171  3 016 40,4  16 476 699 34,6
02 Hamburg ...............................   44 656  271 062 933  35 405 233 965 896  9 251 26,1  37 097 037 15,9
03 Niedersachsen ......................   32 507  164 825 390  24 523 135 439 427  7 984 32,6  29 385 963 21,7
04 Bremen ..................................   5 713  36 680 255  4 546 29 883 788  1 167 25,7  6 796 467 22,7
05 Nordrhein-Westfalen ..............   304 458 1 457 111 156   259 327 1 298 219 838  45 131 17,4  158 891 318 12,2
06 Hessen ...................................   158 684 1 053 936 863   123 538 878 941 880  35 146 28,4  174 994 983 19,9
07 Rheinland-Pfalz .....................   27 560  134 861 522  21 550 113 368 308  6 010 27,9  21 493 214 19,0
08 Baden-Württemberg ..............   243 136 1 458 615 860   208 936 1 192 591 057  34 200 16,4  266 024 803 22,3
10 Saarland ................................   5 651  28 573 380  5 367 24 643 630   284 5,3  3 929 750 15,9
11 Berlin ......................................   33 756  194 221 641  39 146 213 459 257 - 5 390 -13,8 -19 237 616 -9,0
12 Brandenburg .........................   8 264  23 867 008  4 017 17 902 816  4 247 105,7  5 964 192 33,3
13 Mecklenburg-Vorpommern ....    904  3 837 720   661 3 104 895   243 36,8   732 825 23,6
14 Sachsen .................................   13 114  61 855 579  9 499 53 860 462  3 615 38,1  7 995 117 14,8
15 Sachsen-Anhalt .....................   2 251  10 483 281  1 430 7 361 712   821 57,4  3 121 569 42,4
16 Thüringen ...............................   9 344  40 707 500  6 525 33 838 002  2 819 43,2  6 869 498 20,3

  900 482 5 004 789 958   751 938 4 284 254 139  148 544 19,8    720 535 819 16,8   

Veränderung 2007 
gegenüber 2004

Lohnsteuerzerlegung 2007
Ausgleichsansprüche Bayerns gegenüber anderen Bundesländern 2004 und 2007

Zerlegungsfälle insgesamt .........

Zerlegungs-
fälle

Zerlegungs-
fälle

2007 2004

Ausgleichsverpflichtetes
Bundesland
an Bayern

L:\Amtsleitung\Pressestelle\Bayern in Zahlen\2010\11 november\wilhelm\Tabelle BY Zerlegung.xlsForderungen

  Tab. 1  Ausgleichsansprüche Bayerns gegenüber anderen Bundesländern 2004 und 2007

	 2	 Gemäß Jahressteuer-
		  gesetz 2008 (BGBl 	
		  2007 I S. 3150).
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Bayerisches Landesamt
für Statistik und Datenverarbeitung

Ausgleichsbetrag
(Saldo Lohnsteuer
minus Kindergeld)

Ausgleichsbetrag
(Saldo Lohnsteuer
minus Kindergeld)

Euro Euro Fälle % Euro %

01 Schleswig-Holstein .................   24 034  152 423 846  17 256 118 146 106  6 778 39,3  34 277 740 29,0
02 Hamburg ...............................   22 604  157 174 611  16 274 120 945 502  6 330 38,9  36 229 109 30,0
03 Niedersachsen ......................   74 171  409 198 337  51 833 316 948 106  22 338 43,1  92 250 231 29,1
04 Bremen ..................................   6 337  27 429 432  4 191 21 352 729  2 146 51,2  6 076 703 28,5
05 Nordrhein-Westfalen ..............   162 081 1 032 728 565   105 473 727 827 938  56 608 53,7  304 900 627 41,9
06 Hessen ...................................   110 772  691 375 372  66 616 468 745 670  44 156 66,3  222 629 702 47,5
07 Rheinland-Pfalz .....................   41 261  222 722 155  29 836 176 504 155  11 425 38,3  46 218 000 26,2
08 Baden-Württemberg ..............   214 282 1 161 295 256   151 631 897 174 668  62 651 41,3  264 120 588 29,4
10 Saarland ................................   9 619  46 179 876  6 102 34 341 338  3 517 57,6  11 838 538 34,5
11 Berlin ......................................   59 252  353 395 558  25 388 186 742 871  33 864 133,4  166 652 687 89,2
12 Brandenburg .........................   37 614  180 160 526  23 715 120 005 811  13 899 58,6  60 154 715 50,1
13 Mecklenburg-Vorpommern ....   17 408  70 087 717  13 014 54 122 889  4 394 33,8  15 964 828 29,5
14 Sachsen .................................   108 560  381 042 893  81 948 304 719 347  26 612 32,5  76 323 546 25,0
15 Sachsen-Anhalt .....................   40 323  133 338 465  28 066 101 153 440  12 257 43,7  32 185 025 31,8
16 Thüringen ...............................   74 772  224 565 646  56 179 173 879 409  18 593 33,1  50 686 237 29,2

 1 003 090 5 243 118 255   677 522 3 822 609 978  325 568 48,1   1 420 508 276 37,2Zerlegungsfälle insgesamt .........

Zerlegungs-
fälle

Zerlegungs-
fälle

2007

Veränderung 2007 
gegenüber 2004

Lohnsteuerzerlegung 2007
Ausgleichsansprüche der anderen Bundesländer gegenüber Bayern 2004 und 2007

2004

Ausgleichsforderndes
Bundesland
von Bayern
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  Tab. 2  Ausgleichsansprüche der anderen Bundesländer gegenüber Bayern 2004 und 2007

aus den Stadtstaaten Hamburg und Bremen. Ge-

genüber allen anderen Bundesländern ist Bay-

ern zu Ausgleichszahlungen verpflichtet, wobei die 

größten Verpflichtungen gegenüber Sachsen und 

Niedersachsen bestehen. Während Berlin im Fest-

stellungszeitraum 2004 noch ausgleichspflichtig ge-

genüber Bayern war, wurden für 2007 Ausgleichsbe-

träge zu Lasten Bayerns ermittelt.

Abschließend ergibt sich für den Freistaat für 2007 ein 

negativer Saldo, sprich eine Belastung in Höhe von 

238 Millionen Euro. Im Feststellungszeitraum 2004 

zählte Bayern mit einem positiven Saldo von 462 Mil-

lionen Euro noch zu den „Einnahmeländern“.

Zerlegungsquote maßgeblich für tatsächliche 

Verrechnung

Die bayerischen Ausgleichsansprüche wurden vom 

Landesamt zum gesetzlich vorgegebenen Stichtag 

– dieser war für den Feststellungszeitraum 2007 der 

30. Juni 2010 – den obersten Finanzbehörden der 

Einnahmeländer mitgeteilt. Entsprechend erhielt 

das Bayerische Staatsministerium der Finanzen von 

den anderen Statistischen Landesämtern die Mit-

teilungen über die Forderungsbeträge der anderen 

Bundesländer. 

Diese Forderungen werden allerdings nicht di-

rekt verrechnet. Die Einnahmeländer errechnen zu-

nächst die Zerlegungsquote, das Verhältnis der 

einzelnen Forderungsbeträge zu der von ihnen im 

Feststellungszeitraum 2007 insgesamt vereinnahm-

ten Lohnsteuer. Die Zerlegungsquote gilt gemäß § 7

Abs. 5 ZerlG für das „dritte Jahr, das dem Fest-

stellungszeitraum folgt“, also aktuell für 2010. Das 

Wohnsitzland des Steuerpflichtigen erhält dann im 

Rahmen eines Clearingverfahrens im Jahr 2010 vier-

teljährlich den dieser Quote entsprechenden Betrag 

vom laufenden Lohnsteueraufkommen des Einnah-

melandes. 

Ausblick

In den Jahren 2010/11 führen die Statistischen 

Landesämter die nächste Lohnsteuerzerlegung für 

den Feststellungszeitraum 2008 durch. 

Bedingt durch die elektronische Lohnsteuerbeschei-

nigung mit einem wesentlich geringeren manuellen 

Bearbeitungsaufwand und dem zwischenzeitlich 

fast vollständigen Wegfall der Papierlohnsteuerkar-

ten bei der Lohnsteuerzerlegung können Ergeb-

nisse schneller erstellt und auf das aktuelle Lohn-

steueraufkommen angewendet werden. Gesetzlich 

wurde deshalb ab 2008 ein von drei Jahre auf jähr-

lich verkürzter Feststellungszeitraum beschlossen. 

Mit Beginn des Jahres 2007 können entsprechend 

Jahresvergleiche erstellt und Entwicklungen jährlich 

nachgewiesen werden.

Lohnsteuerkarten, die nicht für Veranlagungen be-

nötigt wurden und von Gemeinden früher beispiels-

weise aus Kostengründen nicht oder verspätet ein-
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gesammelt wurden, konnten im früheren Verfahren 

nicht berücksichtigt werden. Das maschinelle Ver-

fahren ermöglicht durch die Einbeziehung nahezu 

aller Arbeitsverhältnisse eine genaue Abbildung und 

Erstellung sehr präziser Ergebnisse.
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